
Ulrich Britzelmair ist ein erfolgrei-
cher Unternehmer. Seine Firma ist
nicht groß, aber weltweit gefragt.

Ob bei der Lufthansa oder bei Porsche, in
Südafrika oder in den USA – wenn es 
um die Einrichtung computergesteuerter
Werkzeugmaschinen geht, ist sie oft dabei.

Dennoch stehe er „ständig mit einem
Bein im Knast“, sagt er nicht ganz ohne
Stolz. Der Bayer liegt mit einer mächtigen
Institution im Clinch: der Industrie- und
Handelskammer (IHK). Seit Jahren wei-

gert er sich, die Mitgliedsbeiträge zu zah-
len. „Wenn es sein muss“, sagt er trotzig,
„gehe ich sogar in Haft.“ Britzelmair ist
kein Einzelfall. Mehr als 100000 Firmen, so
schätzen Kenner der Szene, bleiben ihren
Handelskammern mittlerweile die Mit-
gliedsbeiträge schuldig. Einige aus Geld-
not, aber immer mehr aus Überzeugung. 

Er sei nicht gegen Kammern an sich,
sagt Kai Boeddinghaus, der in seinem Rei-
sebüro in Kassel den bundesweiten Kampf
organisiert. „Wir wehren uns gegen den
gesetzlichen Zwang, Mitglied in einer In-
dustrie- und Handelskammer zu sein“,
stellt er klar. „Ständig mahnen die IHK-
Spitzen bei der Politik Reformen an“, sagt 

* Mit Kanzlerin Angela Merkel bei Brauns Verabschiedung
am 26. März in Berlin.

Boeddinghaus, „nur im eigenen Haus be-
harren sie auf uralten Relikten.“

Für Krach sorgen nicht nur die Zwangs-
beiträge. Mittlerweile geht es um mehr:
• die verkrusteten Strukturen der Kam-

mern sowie deren oft völlig intranspa-
rentes Finanzgebaren,

• dubiose Geschäfte und Missmanagement
mit den Zwangsbeiträgen der Kammer-
mitglieder, 

• die Selbstbedienungsmentalität einiger
IHK-Bosse.

Beispiel Kassel: Rund 780000 Euro aus
Kammerbeiträgen, fast sieben Prozent ih-
res Etats, hatte die dortige IHK bei der is-
ländischen Kaupthing-Bank angelegt. Nach
dem Zusammenbruch des Instituts muss
die Kammer das Geld nun abschreiben.
Eine neue Richtlinie soll dafür sorgen, dass
die Funktionäre das Kammervermögen
künftig weniger riskant anlegen. 

Beispiel Heilbronn: Der dortige Haupt-
geschäftsführer Heinrich Metzger ließ sich
2007 ein Arbeitgeberdarlehen von 100000
Euro auszahlen, weil er als Privatmann ein
Grundstück kaufen wollte. Dabei hatte er
unter anderem vergessen, die Zustimmung
der IHK-Vollversammlung einzuholen.

Erst als Rechnungsprüfer monierten,
dass das Darlehen weder entsprechend ge-
nehmigt war noch im Wirtschaftsplan auf-

tauchte, holte er die Zustimmung im De-
zember 2008 nachträglich ein. Gerade mal
28 von 42 Mitgliedern stimmten dafür.

Die „moralische Tragweite einer solchen
Kreditgewährung“ habe er nicht gesehen,
räumte Kammerpräsident Thomas Philip-
piak ein. Kürzlich machte sich Metzger
dafür stark, dass die IHK den Ausbau eines
Sportflughafens mit 150 000 Euro unter-
stützt. Geschäftlich genutzt wird der Flug-
hafen vor allem von der Firma, an der wie-
derum Kammerpräsident Philippiak betei-
ligt ist. Zufall? Ein Dankeschön?

Kritiker solcher Praktiken legen sich mit
einer mächtigen Institution an. Insgesamt
80 Industrie- und Handelskammern mit
rund 7500 Beschäftigten gibt es in Deutsch-
land – angeführt jeweils von einem hoch-
dotierten Hauptgeschäftsführer, mehreren
Bereichsleitern und einem ehrenamtlichen
Präsidenten. Als eine Art Paralleluniver-
sum kontrollieren sie unter anderem die
Azubi-Ausbildung oder stellen – gegen Ge-
bühr – Ursprungszeugnisse und andere Be-

scheinigungen aus. Über allem thront der
Deutsche Industrie- und Handelskammer-
tag (DIHK) mit fast 200 Mitarbeitern in
Berlin, der die Gesamtinteressen von 3,6
Millionen Gewerbetreibenden – vom Taxi-
fahrer bis zum Weltkonzern – vertreten
soll. Acht Jahre lang war Ludwig Georg
Braun das Sprachrohr der obersten IHK-
Instanz. Seit Ende März fungiert der Elms-
horner Müsli-Mischer Hans Heinrich Drift-
mann (Kölln-Flocken) als Nachfolger. 

Sie alle berufen sich auf ein Gesetz 
aus dem Jahr 1956, das trotz unzähliger
Prozesse und Initiativen bis heute im Kern
Bestand hat: das „Gesetz zur vorläufigen
Regelung des Rechts der Industrie- und
Handelskammern“. Danach sollen die
Kammern nicht nur „durch Vorschläge,
Gutachten und Berichte die Behörden un-
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„Pflichtwidrige Untreue“
Als Helfer des Staates sollen die Industrie- und Handelskammern

für Anstand im Wirtschaftsleben sorgen. Die Funktionäre 
selbst nehmen es mit dem eigenen Anspruch weniger genau.

O
B
E
R

H
A
E
U

S
E
R

 
/
 
C

A
R

O

W
O

L
F
G

A
N

G
 
K

U
M

M
 
/
 
D

P
A

DIHK-Präsidenten Driftmann, Braun*, Auszubildende in Köln: Eine Art Paralleluniversum



terstützen und beraten“. Sie haben auch
die Pflicht, „für Wahrung von Anstand und
Sitte des ehrbaren Kaufmanns zu wirken“.

Eine Aufgabe, die manche IHK-Bosse
in eigener Sache nicht allzu ernst nehmen.
Und das erregt zunehmend die Basis: „Die
Institution IHK hat einen schweren Image-
schaden“, konstatiert Wolfgang Ihde, der
bei den Wahlen zur Vollversammlung der
regionalen IHK Kiel direkt gegen Drift-
mann antrat – und mehr Stimmen bekam
als der später zum DIHK-Chef Gekürte.
„Das Vertrauen, das in die Kammern ge-
setzt wurde“, sei „zu häufig missbraucht“
worden, glaubt Kerzenfabrikant Ihde.

Kräftig geschürt wird das Unbehagen
durch die Geheimniskrämerei etlicher
Kammern. Nicht einmal externe Rech-
nungsprüfer sollen Zugang bekommen. So
wehrt sich die IHK Augsburg ausdauernd
gegen eine Prüfung durch den Bayerischen
Obersten Rechnungshof (ORH). Das sei
„unnützer bürokratischer Aufwand“. Jede
IHK werde schon von der in Bielefeld 
ansässigen Rechnungsprüfungsstelle der
Kammern überwacht. Der ORH hält dage-
gen. Da eine IHK nicht pleitegehen könne,
hafte „am Ende der Steuerzahler, wenn
etwas schiefgeht“, heißt es. Deshalb könne
die IHK „nicht selbst bestimmen, was und
wie geprüft wird“. 

Inzwischen beschäftigt der Fall das Bun-
desverwaltungsgericht. Und die Debatte ist
nicht nur theoretisch-juristischer Natur.
Das belegt der Fall der IHK Lüneburg-
Wolfsburg, wo ausgeprägte Selbstbedie-
nungsmentalität herrschte – und die ganze
Kammer in Schieflage brachte.

Auslöser ist eine alte Ruhegeldsatzung,
die IHK-Mitarbeitern fürstliche Pensionen
von 75 Prozent ihres letzten Bruttogehalts
beschert. Für die Chefs gab’s üppige Son-
derzahlungen. Im Laufe der Jahre ent-
wickelten sich die Verpflichtungen zu einer
Zeitbombe, denn die IHK hatte versäumt,
ihre Versprechen finanziell abzusichern.
„Bei der Bewertung des sich daraus für
die IHK ergebenden Rückstellungsbedarfs
wurde eine Finanzierungslücke von über
13 Millionen Euro ermittelt“, urteilte das
Niedersächsische Oberverwaltungsgericht.

Erst als Ende 2006 Wolfram Klein als
Hauptgeschäftsführer in Lüneburg antrat,
wurde das Problem erkannt. Dem neuen
Mann war schnell klar, dass man direkt auf
die Pleite zusteuerte. Eilig wurden zwei
externe Gutachter angeheuert, die er-
staunliche Ergebnisse notierten. 

Da ist von Leistungen „ohne rechtliche
Grundlage“ die Rede, von einer „konkret
absehbaren Zahlungsunfähigkeit“ und von
„Versorgungszusagen ohne Beschluss des
Präsidiums“. Die Bielefelder Rechnungs-
prüfungsstelle sei ihren Verpflichtungen
„fahrlässig nicht in der erforderlichen Art
und Weise nachgekommen“.

Besonders krasse Einzelfälle gieriger
Manager listeten die Gutachter nament-
lich auf. So war etwa einem ehemaligen
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Mitarbeiter „rechtswidrig“ eine Summe
von weit über 100000 Euro zugeschanzt
worden. Insgesamt beliefen sich die „Über-
zahlungen in der Vergangenheit“ auf rund
drei Millionen Euro.

Das IHK-Präsidium wollte die Affäre
schnell vom Tisch haben. Im September
2007 sollte Klein für die schnelle und
geräuschlose Beseitigung des Problems
eine „Erfolgsprämie“ von 240 000 Euro
erhalten. Klein lehnte die gewünschte Art
der Sanierung jedoch ab – und bekam die
Kündigung: wegen „Zerrüttung des Ver-
trauensverhältnisses“. Seither kämpft er
vor Gericht gegen den Rausschmiss.

Auch der DIHK in Berlin, die Spitze im
Kammer-Universum, ächzt unter der Last
alter Pensionszusagen. Und auch dort
geschah Merkwürdiges. So ließ sich der
DIHK 2002 von den regionalen Kammern
ein „zinsloses, zeitlich nicht befristetes
Darlehen“ von knapp fünf Millionen Euro
auszahlen, weil er damals aus verschiede-
nen Gründen ziemlich klamm war.

Ob er das Geld zurückzahlen wollte,
konnte der Dachverband praktischerweise
selbst entscheiden. „Wenn die DIHK-Voll-
versammlung beschließt, auf die Rückzah-
lung möge verzichtet werden, wird dieses
Darlehen in einen verlorenen Zuschuss
umgewandelt“, hieß es in Beschlussvor-
lagen. So kam es auch: 2005 und 2006 ver-
zichteten die Regionalkammern auf die
Rückzahlung, obwohl die Bilanzen des
DIHK Gewinne auswiesen. Der Beschluss
löste eine Welle der Empörung aus. Kam-
merkritiker in ganz Deutschland reichten
Anzeigen gegen ihre Kammern ein. 

Vor wenigen Wochen nun traf die Staats-
anwaltschaft Berlin, bei der die Verfahren
gebündelt wurden, eine für die Kammern
peinliche Entscheidung: Durch die Son-
derleistungen an den DIHK hätten sie „ge-
gen die haushaltsrechtlichen Vorschriften
verstoßen“, heißt es. Deshalb sei „das Ver-
halten der Beschuldigten pflichtwidrig im
Sinne der Untreue“. Trotz der klaren Ein-
schätzung stellte die Staatsanwaltschaft das
Verfahren ein. Den Beschuldigten sei vor-
sätzliches Handeln nicht nachzuweisen. 

DIHK-Justitiar Jürgen Möllering lobt die
Entscheidung. Das Verfahren sei „zu Recht
eingestellt worden“. Kammerkritiker je-
doch wollen jetzt Widerspruch einlegen.

Lange hat die IHK-Basis ihren Frust in
sich hineingefressen und die Kammern
durch Nichtbeachtung bei den Wahlen be-
straft. Dass es auch anders geht, zeigt der
Fall Schwerin. Dort sorgte der Plan der
Kammer, einen 14 Millionen Euro teuren
Verwaltungsneubau mit Blick auf den See
und das Schloss zu bauen, für Unmut. 

Die Anführer des Protests ließen es
nicht bei Worten, sondern stellten sich zur
Wahl für die IHK-Vollversammlung. Die
Sensation: Im Dezember wurde die kom-
plette alte Führungsgarde abgewählt. Jetzt
haben fünf Reformer das Sagen.

Beat Balzli, Klaus-Peter Kerbusk

Man sollte die Vokabel in Russland
nicht aussprechen. Wladimir Putin
hatte die „Krise“ seinen Medien

persönlich verboten. Doch nun ist sie trotz-
dem da. Und sie hat das Riesenreich mit
voller Wucht getroffen. Der Ölpreis stürz-
te in die Tiefe, der Rubel hinterher. Oli-
garchen verlieren Millionen im Sekunden-
takt, die neue kaufkräftige Mittelschicht
wird schon wieder zurückgestutzt. 

Ernüchterung ist deshalb auch auf den
Frühjahrsschauen der Modeindustrie in
Paris und Mailand eingekehrt – weltweit
gehen die Verkäufe zurück. Das manifes-
tiert sich in kühlen Linien und gedeckten
Trauerfarben. „Rezessions-Chic“ taufte die
Branche die neuen Krisenkollektionen.
Und kaum eine Region zieht den Mode-
zirkus dabei so nach unten wie Russland.

Für die internationale Textilbranche hat
die russische Krise nicht nur schwerwie-
gende finanzielle Folgen, sondern sogar
ästhetische Relevanz: In Paris und Mailand
werden die Goldknöpfe und Brokatbor-
düren eingepackt, die vor allem in Russ-
land auf Begeisterung stießen. 

Jahrelang hatten sich westliche Designer
in ihren Entwürfen von Kleidern, Schmuck
und Accessoires mehr oder weniger scham-
los der konsumbesessenen Klientel in Mos-
kau oder St. Petersburg angebiedert, die
sich zudem weit spendabler zeigte. Man
musste ihr nur ein wenig entgegenkommen.

Die Russinnen lieben es glitzernd, auf-
gesext und opulent: die Röcke kurz, die
Schuhe hoch. Die Fummel mit Gold durch-

wirkt, mit Kristallen bestickt oder Pelz-
chen besetzt, dazu Schmuck, so schwer,
dass er seine Trägerin fast zu Boden zog.
Der neue Reichtum sollte nicht geheim
bleiben.

So zog die zaristische Ästhetik in die
Haute-Couture- und Prêt-à-porter-Schau-
en ein. Der italienische Modeschöpfer
Roberto Cavalli gibt unumwunden zu, sei-
ne monströsen Roben „ausschließlich für
die Russinnen“ entworfen zu haben.

Karl Lagerfeld schmiss sich gleich mit
einer kompletten Chanel-Kollektion na-
mens „Paris-Moskau“ an den boomenden
Markt ran: Highheels mit Absätzen in
Form von Zwiebeltürmen, strenge Uni-
formkostümchen und Taschen im Look
von Fabergé-Eiern – alles vorgeführt von
russischen Models.

Ralph Lauren lockte exklusiv für den
russischen Markt mit einer limitierten Kro-
ko-Handtasche, das Stück zu 14000 Dollar.
Gucci benannte ein Modell nach der Ba-
buschka.

Von Armani über Prada bis zu Versace
ließen sich die Designer von russischen
Motiven inspirieren – und lebten bestens
davon. Zwischen 2002 und 2007 vervier-
fachte sich das Marktvolumen für Beklei-
dung in Russland auf 37,9 Milliarden
Dollar, Umsatzrenditen von 30 bis 35 Pro-
zent waren nicht unüblich.

Der Moskauer Herrenmodemarkt wuchs
um bis zu 40 Prozent jährlich. Russland
war dabei, Spanien, die USA und Groß-
britannien als Absatzmarkt für italienische
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Schluss mit Babuschka
Lange haben sich westliche Modeschöpfer dem Geschmack

der lukrativen russischen Klientel angebiedert.
Die Krise beendet nun auch die Ära des glitzernden Prunks.

Luxusparty in Moskau: Viele wischen sich jetzt den Goldstaub aus den Augen


